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Hessischer Landtag 
Vorsitzender des Haushaltsausschusses 
Herrn Wolfgang Decker 
Schlossplatz 1 – 3 
65183 Wiesbaden 
  
 
 
 
 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung (Schutzschirm-
gesetz), Drucksache 18/5317   
 
 
Sehr geehrter Herr Decker, 
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
1. Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass die Ausschlussfrist für die Antrag-

stellung bis zum 29. Juni 2012 als zu kurz anzusehen ist. Aufgrund der langen 
Laufzeit und der drastischen Auswirkungen, die sich für die Kommunen mit ihrer 
Bevölkerung ergeben, sollte es den Kommunen möglich sein, die Entscheidung 
im Zuge eines breit aufgestellten demokratischen Prozesses mit möglichst gro-
ßer Bürgerbeteiligung durchzuführen. Zurzeit sind aber die meisten Kommunen 
noch mit der Erstellung der Eröffnungsbilanz beschäftigt. Eine zeitintensive Auf-
gabe, insbesondere bei unseren ländlichen Flächenkommunen, die sich ja durch 
die Gebietsreform aus vielen ehemaligen selbständigen Gemeinden gebildet ha-
ben. Aus diesem Grund muss aufgrund oft unvollständiger Unterlagen bei Bewer-
tungen von Anlagevermögen ein größerer Aufwand betrieben werden. Weiterhin 
ist anzumerken, dass in den kommenden Wochen viele Feiertage, wie 1. Mai, 
Himmelfahrt, Pfingsten und Fronleichnam, fallen, die oft für Kurzurlaube genutzt 
werden. Dadurch fallen diese Wochen für eventuelle Sitzungen der kommunalen 
Gremien aus oder würden zu Unmut bei den Gremienmitgliedern führen, die an 
solchen Sitzungsterminen nicht teilnehmen könnten. Zusätzlich hat sich bei eini-
gen Kommunen der Landesrechnungshof zur Prüfung angekündigt. Aus dieser 
Gesamtbetrachtung dürfte deutlich werden, dass eine ordentlich vorbereitete und 
erarbeitete Entscheidung, die von einer möglichst breiten Basis mitgetragen wer-
den sollte, bis zum 29. Juni 2012 nicht herbeigeführt werden kann. Der Termin 
sollte deutlich hinter die Sommerferien verlegt werden.  

 
2. Da bei vielen Kommunen, wie bereits erwähnt, die Jahresabschlüsse noch nicht 

festgestellt sind, kann auch kein solides Konsolidierungsprogramm erstellt wer-
den, da diese wesentliche Position, die Höhe der jährlichen Abschreibung, erst 
nach Feststellung des Jahresabschlusses bekannt ist.  

 
3. Der Zeitraum der Refinanzierung über 30 Jahre ist ein unverhältnismäßig langer 

Zeitraum, der aus heutiger Sicht unüberschaubar und unkalkulierbar ist.  
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4. Die Umstellung  bzw. Einführung des Digitalfunkes bei den Feuerwehren wird in 
nächster Zeit erfolgen. Die Beschaffung und der Einbau von entsprechenden Ge-
räten verursacht je nach Größe der Gemeinden Kosten zwischen 100.000,00 € 
und 200.000,00 €. Diese nicht ursächlich durch die Kommunen verursachten 
Kosten sind dann zusätzlich zu den geforderten Konsolidierungsmaßnahmen 
durch die Kommunen aufzubringen. Dies ist nicht möglich. Hier muss eine ent-
sprechende Regelung aufgenommen werden.  

 
5. Die Konsolidierungsanstrengungen der Kommunen sind in nicht unbeträcht-

lichem Umfang von der Höhe der Kreis- und Schulumlage abhängig. Die      
Kommune selbst hat hier keinen Einfluss auf diesen wichtigen Parameter. Eine 
Erhöhung dieser Umlage kann auch ein gut und sorgfältig aufgestelltes Konsoli-
dierungskonzept zunichtemachen. Die vertraglichen Vereinbarungen würden so 
nicht erfüllt und die Kommunen laufen Gefahr, durch die Vertragsbrüchigkeit in 
die Rückzahlungsverpflichtung zu geraten. Aus diesem Grund muss eine Rege-
lung getroffen werden, die eine solche Situation verhindert. Alle nicht durch die 
Kommune selbst ausgelösten bzw. zu verantwortenden abweichenden Parame-
ter auf der Ausgabenseite (Erhöhung von Kreis- und Schulumlage sowie Kosten 
durch neue gesetzliche Auflagen), bedürfen einer besonderen Regelung. Insbe-
sondere in den ländlichen Flächenkommunen führen gesetzliche Auflagen immer 
wieder zu massiven ungerechten Belastungen. So müssen die Kommunen oft mit 
wenig Einwohnern auf einer großen Fläche, besonders im Abwasserbereich, die 
gleichen Auflagen, wie Kommunen in Ballungsräumen, erfüllen, obwohl die Be-
lastungen in der Regel um ein Vielfaches geringer sind. Allerdings muss die Fi-
nanzierung der Auflagen durch wesentlich weniger Bürgerinnen und Bürger er-
bracht werden.  

 
6. Eine weitere Schieflage entsteht durch die Tatsache, dass die Kommunen, die 

sich unter den Rettungsschirm begeben, keine Mittel aus dem Landesaus-
gleichsstock beantragen können. Der Landesausgleichsstock soll struktur-
schwache Regionen mit einer ausreichenden Finanzausstattung versehen, um 
landesweit annähernd gleichwertige Lebensbedingungen für Bürgerinnen und 
Bürger zu schaffen. Insbesondere im Hinblick auf den letzten Absatz (Punkt 5), 
ergibt sich daraus eine weitere Vernachlässigung und Erschwernis für die         
Bürgerinnen und Bürger im ländlichen Raum.  

 
7. Kommunale Eigenbetriebe werden im Gesetz nicht berücksichtigt. Dies führt zu 

einer Schieflage. In den meisten Fällen beinhalten die Eigenbetriebe in den 
Kommunen die Bereiche Wasser und Abwasser. Durch die dadurch deutlich ab-
gegrenzte Buchführung sind die Gebühren in diesem Bereich kostendeckend 
kalkuliert und Quersubventionen ausgeschlossen, also besteht hier keine Mög-
lichkeit, durch Überprüfung der Gebühren mit entsprechenden Anpassungen    
einen nicht unbeträchtlichen Teil der zur Konsolidierung erforderlichen Mittel zu 
erwirtschaften.  
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Hinzukommt noch die Tatsache, dass bei Kommunen ohne Eigenbetriebe diese 
Verschuldung auch bei nicht kostendeckenden Gebühren voll bei der Berech-
nung der Entschuldungsbeträge mit einfließt. 

 
8. Durch die großen Fraktionen des Hessischen Landtages sind Anträge zur Ein-

führung eines wiederkehrenden Straßenbeitrages eingereicht worden. Eine ge-
rade für den ländlichen Raum sicher attraktive Alternative zum bisherigen Bei-
tragsrecht. Sollte eine Schutzschirmkommune eine solche Satzungsänderung 
nach einer eventuellen Einführung dieses Gesetzes anstreben, würden sich wie-
der entscheidende Parameter in der Konsolidierungsvereinbarung verändern. Für 
solche oder ähnlich begründete Fälle muss eine Nachverhandlungsmöglichkeit 
geschaffen werden, da sonst die Möglichkeit der kommunalen Selbstverwaltung 
der Kommunen vollständig aufgehoben wird. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

gez. Manfred Koch 
Manfred Koch 
Bürgermeister 
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Stellungnahme des Bundes der Steuerzahler Hessen 

zum Gesetzentwurf der Landesregierung 

für ein hessisches kommunales Schutzschirmgesetz 

(Schutzschirmgesetz - SchSG) 

 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung soll ausgewählten Kommunen helfen, ihren 

Haushalt zu konsolidieren. Insbesondere die in der Vergangenheit aufgenommenen 

Kassenkredite konnten in diesen Kommunen oftmals nicht mehr zurückgeführt wer-

den. Die Kassenkredite, die von ihrer Bestimmung her eingesetzt werden sollen, um 

kurzfristig auftretende Zahlungsprobleme zu lösen, sind in vielen Städten, Gemein-

den und Landkreisen als ein dauerhaftes Finanzierungsinstrument missbraucht wor-

den. Diese Entwicklung gilt es umzukehren. Hier soll der Schutzschirm Hilfe leisten.  

Der Gesetzentwurf versteht sich als nachhaltig angelegte Hilfestellung des Landes. 

Er setzt darauf, dass ein solidarisches Miteinander zwischen konsolidierungsbedürf-

tigen Kommunen einerseits und dem Land andererseits das kommunale Verschul-

dungsproblem lösen kann.  

Die Basis des Gesetzentwurfes lässt sich unter das Motto „Hilfe zur Selbsthilfe“ fas-

sen. Dieser Ansatz ist nach Auffassung des Bundes der Steuerzahler grundsätzlich 

richtig. Insofern ist das Vorhaben zu begrüßen. 

Zur Begründung:  

Der Gesetzentwurf legt in § 1 den Umfang und die Finanzierung der Entschul-

dungshilfen und Zinsdiensthilfen fest. In Absatz (1) wird die Summe der Entschul-

dungshilfen auf 2,8 Milliarden Euro beziffert. Ob diese Summe tatsächlich allen kon-

solidierungsbedürftigen Kommunen ausreicht, um eine nachhaltige Konsolidierung 
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zu erreichen, hängt nicht zuletzt von den Konsolidierungskonzepten und Konsolidie-

rungserfolgen der beteiligten Kommunen ab. Andererseits ist aber auch zu konstatie-

ren, dass das Land selbst insbesondere wegen der Realisierung der Schulden-

bremse unter Sparzwängen steht, so dass eine Begrenzung notwendig ist. 

Zwar haben in jüngster Zeit einige Vertreter der Kommunen Zweifel geäußert, ob es 

sinnvoll ist, die durch das Schutzschirmgesetz eröffnete Hilfe in Anspruch zu neh-

men, da aus ihrer Sicht der Schutzschirm für die gewünschte nachhaltige Konsolidie-

rung zu klein sei. Wir sind jedoch der Auffassung, dass jede Kommune diesen ange-

botenen Lösungspfad nutzen sollte.  

§ 3 regelt das Antrags- und Entscheidungsverfahren. Wir halten es für absolut erfor-

derlich, dass der Kreistag bzw. die Stadtverordnetenversammlung oder die Gemein-

devertretung einen Teilnahme-Beschluss fassen muss. Denn dadurch ist gewähr-

leistet, dass das eigentliche Problem und die Problemlösungen mit ihren Auswirkun-

gen auf das kommunale Leistungsangebot vor Ort offen diskutiert werden können.  

Nachdem ein Antrag einer Kommune beim zuständigen Ministerium eingegangen ist, 

sollen nach § 3 (3) die zur Erreichung des Haushaltsausgleichs notwendigen Maß-

nahmen vereinbart werden. Dieser Ansatz bedeutet, eine individuelle Vereinbarung 

zwischen Kommune und Land. Auch dieser vorgesehene Individualpfad ist zu be-

grüßen. Dies insbesondere vor der Zusage, dass das Land konsolidierungsbereiten 

Kommunen während des Konsolidierungsprozesses beratend zur Seite stehen wird. 

Allen Kommunen, die sich unter diesen Schutzschirm stellen, muss bewusst sein, 

dass ihre bisherigen Haushaltssicherungskonzepte vom Umfang und von den dort 

aufgeführten Möglichkeiten erheblich nachgebessert werden müssen. § 3 (3) führt 

aus. „Die Entschuldungshilfe und die Zinsdiensthilfen werden gewährt, wenn sich die 

Kommune verpflichtet, die Haushaltswirtschaft so zu führen, dass der Haushaltsaus-

gleich zum nächstmöglichen Zeitpunkt und danach jahresbezogen dauerhaft aus-

geglichen ist.“ In der Gesetzesbegründung findet sich die Passage: „Kommunen, die 

Leistungen aus dem Kommunalen Schutzschirm erhalten, müssen zu eigenen er-

heblichen Kraftanstrengungen bereit sein.“ Diese verschärfte Anforderung ist zu be-

grüßen, denn nur so kann die Grundidee der Hilfe zur Selbsthilfe umgesetzt werden. 

Es ist allerdings zu verhindern, dass Sanierungskonzepte vornehmlich auf Einnah-

meverbesserungen basieren. Die Haushaltskonsolidierung sollte in erster Linie über 
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Ausgabeneinsparungen und Aufgabenreduzierungen erfolgen. Um die Ausgabenre-

duzierung zu erleichtern, schlagen wir vor, dass das Land bestimmte hessenweit gül-

tige Standards absenkt oder den Kommunen einen größeren Ermessenspielraum 

einräumt.  

Die Gefahr, dass sich Kommunen nur an den finanziellen Vorteilen dieses Schutz-

schirmes bedienen und dann doch nur so weitermachen wie bisher, ist nach unserer 

Auffassung durch § 4 des Gesetzentwurfs gebannt. Denn sollte eine Kommune die 

Vertragsbedingungen nicht einhalten, behält sich das Land vor, die Hilfen einzustel-

len und/oder die gewährten Hilfen zurückzufordern. Diese Sanktionsmöglichkeiten 

sind ein unbedingt notwendiger Bestandteil des Gesamtkonzeptes. Sollten externe 

Einflüsse für ein Abweichen von den Zielvereinbarungen verantwortlich sein, erwar-

ten wir, dass das Land dies entsprechend wertet. Die vorgesehene halbjährliche Be-

richterstattung ist geeignet, Abweichungen vom Konsolidierungspfad frühzeitig zu 

erkennen.  

Fazit: Der Bund der Steuerzahler ist der Auffassung, dass der vorgesehene kommu-

nale Schutzschirm eine sinnvolle Möglichkeit ist, um die Finanzsituation konsolidie-

rungsbedürftiger Kommunen nachhaltig zu verbessern. Es liegt letztlich aber an den 

ausgewählten Landkreisen, Städten und Gemeinden, die angebotenen Hilfen auch 

anzunehmen.  

 

Wiesbaden, 10. April 2012 
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